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Gruß der Geschäftsleitung

Die besten Reformer, die die Welt 

je gesehen hat, sind die, die bei 

sich selbst anfangen.
   

George Bernard Shaw

Liebe Mandanten und Freunde unseres Hauses,

Houston, wir haben eine Steuerreform. Das Original-Zitat, 
das alle kennen, bezog sich auf einen lebensbedrohlichen 
Vorfall. So dramatisch geht es in der deutschen Steuerpolitik 
zum Glück nicht zu. 

Dramatisch im guten Sinne könnte eine tiefgreifende 
Reform zugunsten von mehr Netto vom Brutto und 
wagemutiger Einschnitte in das träge deutsche Verwal-
tungswesen tatsächlich sein, soweit wird es aber ab 1. Januar 
2027 nach Ansicht von Experten nicht kommen. 

Das von einigen so bezeichnete „Reförmchen XXS“ wird 
vermutlich wenig daran ändern, dass im Alltag Steuerlogik 
und wirtschaftliche Realität der meisten Bürger weiter 
auseinanderdriften. All dem widmen wir uns in dieser 
Ausgabe, und auch die Grundsteuerreform hört nicht auf, 
uns zu beschäftigen. 

Klarer Favorit unter den Dingen, die wir in dieser Ausgabe 
aus öffentlichen steuer- und verwaltungskritischen Äuße-
rungen für Sie „aufgeschnappt“ haben, ist aber die „Steuer-
Praline“: Eingängiger kann man Verwaltung in ihrer 
schlimmsten Erscheinungsform als Selbstzweck und 
Blockierer nicht ins Bild setzen.

Der Sommer war heiß – die deutsche Steuer- und 
Finanzpolitik ist lauwarm. 

Wir wünschen Ihnen einen wohl temperierten Herbst.

Herzlichst Ihre

Stille Stellschrauben: Wie sich auch ohne 
formale Steuererhöhung die Verteilung der 
Mittel zugunsten des Staates verschiebt 

Das Steuerrecht arbeitet überwiegend mit nominalen 

Größen, bezieht sich also auf Zahlen, nicht auf reale 

Kaufkraft. Für die Bürger ergibt sich daraus eine 

grundlegende Schieflage zwischen abstrakter steuer-

licher Logik und wirtschaftlicher Realität. Einkommen, 

Gewinne, Umsätze stehen sich verändernden Preisen, 

schwankender Kaufkraft und instabilen Geldwerten 

gegenüber. Die Lücke zwischen diesen beiden Ebenen ist 

wenig sichtbar, aber ständig wirksam: was auf dem 

Papier plausibel aussieht, kann sich im Leben deutlich 

anders anfühlen. 

Das Ergebnis kann man als „stille Steuererhöhung“ 

bezeichnen, ohne dass sich an der Gesetzeslage selbst 

etwas geändert haben muss.

Einkommen wächst nur auf dem Papier

Die Einkommensteuer folgt einem progressiven System: 

Höhere Einkommen werden stärker belastet als niedrigere. 

Der Gesetzgeber hat 2026 den Grundfreibetrag leicht 

angehoben und die Tarifeckwerte verschoben, um 

Inflationsauswirkungen teilweise auszugleichen. Diese 

Anpassung verändert jedoch nicht das Grundprinzip. 

Lohnerhöhungen orientieren sich häufig an Preisstei-

gerungen. Die Steuer greift dagegen auf höhere Beträge „auf 

dem Papier“ zu. Der reale Abstand zwischen Kaufkraft und 

Steuerbelastung bleibt bestehen: Mehr Brutto führt nicht 

automatisch zu mehr Netto.

Freibeträge verlieren Zeit im System

Steuerliche Freibeträge und Pauschalen werden regel-

mäßig angepasst. Diese Anpassungen erfolgen jedoch 

zeitversetzt und in begrenztem Umfang. Der Grund-

freibetrag, der Kinderfreibetrag und einzelne Entlastungs-

beträge steigen zwar auch 2026 weiter an, jedoch nicht im 

Gleichschritt mit allen realen Kostenentwicklungen. Das 

System reagiert damit langsamer als die wirtschaftliche 

Realität. Einkommen wächst schneller als die steuerlichen 

Schutzschwellen. Dadurch rückt ein größerer Teil des 

Einkommens in die Besteuerung hinein, ohne dass sich die 

gesetzlichen Steuersätze verändern.

Im Alltag entscheidet die Kaufkraft 

Inflation wirkt im Steuerrecht nur indirekt. Sie verändert 

jedoch die wirtschaftliche Realität unmittelbar. Lebens-

mittel, Energie und Dienstleistungen bleiben auf einem 

deutlich erhöhten Preisniveau. Der Anteil des Einkom-

mens, der für den täglichen Bedarf benötigt wird, steigt 

dadurch dauerhaft. Die steuerliche Einordnung bleibt auch 

hier an nominalen Größen orientiert. Einkommen steigt auf 

dem Papier, während die Kaufkraft stagniert. 

Diese Differenz führt zu höheren Belastungen, obwohl 
keine direkte steuerliche Erhöhung vorliegt.

Preise als wirtschaftlicher Verzerrungsfaktor

Auf Unternehmensebene entsteht neben der Frage der 

Kaufkraft ein zweiter Effekt: Preisveränderungen wirken 

unmittelbar auf die betriebswirtschaftliche Steuerbasis, 

während die tatsächliche Leistungsfähigkeit davon 

abweichen kann. Gerade im Mittelstand zeigt sich diese 

Verschiebung deutlich. Steigende Einkaufs- und Energie-

kosten sowie höhere Finanzierungsausgaben treffen häufig 

auf verzögerte Anpassungen auf der Absatzseite. In 

einzelnen Perioden entstehen dadurch rechnerisch höhere 

Gewinne, obwohl die wirtschaftliche Substanz nicht wächst 

oder sogar unter Druck gerät. Das System reagiert auch hier 

auf ausgewiesene Gewinne und Umsätze, nicht auf deren 

reale Tragfähigkeit. Dadurch kann die Steuerbelastung in 

Phasen hoher Preisschwankungen steigen, ohne dass die 

wirtschaftliche Stabilität eines Unternehmens dies recht-

fertigt. 

Sozialabgaben verschieben die Nettoquote

Sozialabgaben entwickeln sich parallel zur Steuerlast. Die 

Beitragsbemessungsgrenzen steigen regelmäßig an. In der 

Folge wird ein größerer Teil des Einkommens beitrags-

pflichtig. Zusätzlich erhöhen sich einzelne Beitragssätze 

und Zusatzbeiträge in der Krankenversicherung. Die 

Wirkung entspricht im Ergebnis einer Steuererhöhung. Die 

rechtliche Einordnung bleibt jedoch eine andere. Die 

Abzüge steigen, ohne dass der Einkommensteuertarif 

verändert wird. 

Fazit bis hierher: An einer Inflation verdient der Staat gleich 

dreimal: Mit der Umsatzsteuer, der Einkommensteuer und 

den Sozialversicherungsbeiträgen. Böse gesagt: Inflation 

nützt dem Staat.

Last but not least: 

Kommunale Hebesätze als stiller Hebel

Ein erheblicher Teil der Gesamtbelastung entsteht auf 

kommunaler Ebene. Städte und Gemeinden passen 

Gewerbesteuer und Grundsteuer über ihre Hebesätze an. 

Diese Entscheidungen erfolgen unabhängig von bundes-

weiten Steuerreformen. Selbst wenn die Anpassungen im 

Einzelfall moderat ausfallen, verändern sie in der Summe 

die wirtschaftliche Belastung von Unternehmen und 

Immobilienbesitzern spürbar. Die steuerliche Rahmenord-

nung bleibt formal unverändert, während sich die 

tatsächliche Abgabenlast verschiebt. Erst kürzlich wurde 

diese Dynamik in Göttingen erkennbar, als kurzerhand die 

Grundsteuer B im Zuge der angespannten Haushaltslage 

rückwirkend angehoben und zusätzlich eine Bettensteuer als 

neue kommunale Einnahmequelle eingeführt wurde.
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  Aufgeschnappt

Die Bundestagsabgeordnete Caroline Bosbach (CDU) veröffentlichte in ihren Sozialmedienauftritten dieses Foto einer 
Praline und der 36 Verordnungen, die zu ihrer Produktion notwendig sind. Wie sie selbst anmerkt, erhebt die Liste keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Bei einem Besuch bei der Arbeitsgemeinschaft Lebensmittelhandwerk war sie von Vertretern 
des Handwerks darauf aufmerksam gemacht worden, dass in Deutschland mindestens genau so viel Bürokratie wie 
Handwerkskunst in einer solchen Süßigkeit steckt. 

Man darf davon ausgehen, dass es anderen Gewerken ähnlich ergeht...

Steuerreform 2027: kein Weitwurf

Die Bundesregierung spricht von einer spürbaren steuerlichen Entlastung für Bürger und 
Unternehmen. Tatsächlich enthält das Reformpaket zahlreiche Änderungen: Der Grundfrei-
betrag wird erhöht, der Einkommensteuertarif angepasst, der Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
steigt, zudem werden Kindergeld und Kinderfreibetrag angehoben. Die meisten Regelungen 
sollen zum 1. Januar 2027 in Kraft treten.

Wieviel kommt tatsächlich an?
Ein Blick auf typische Fälle zeigt, warum die Reform von vielen Experten und Verbänden als 
zu wenig weitreichend kritisiert wird.
Ein alleinlebender Freiberufler mit einem Gewinn von 4.000 Euro monatlich, also 48.000 
Euro im Jahr, ohne Kinder und ohne besondere steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten, 
profitiert im Wesentlichen nur von der Anpassung des Einkommensteuertarifs. 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag sowie Kindervergünstigungen spielen für ihn keine Rolle. Die 
Entlastung dürfte sich voraussichtlich nur auf einige hundert Euro im Jahr belaufen. Eine 
grundlegende Verbesserung seiner wirtschaftlichen Situation entsteht dadurch nicht.
Auch „dem fleissigen Facharbeiter wird das nicht viel bringen. Er wird weiter mit dem 
Spitzensatz der Einkommensteuer zur Kasse gebeten. Denn in Deutschland reicht es schon, 
das 1,4-Fache des durchschnittlichen Bruttolohns von knapp 50 000 Euro im Jahr zu 
verdienen, um wie ein Spitzenverdiener besteuert zu werden. Das zeigen Berechnungen des 
Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft (IW)“, so die Neue Zürcher Zeitung am 9. Juli 
2026. Noch deutlicher fällt die Kritik beim Mittelstand aus. Ein inhabergeführter Betrieb mit 
beispielsweise 150.000 Euro Jahresgewinn profitiert zwar grundsätzlich von tariflichen 
Änderungen, doch die wesentlichen Belastungsfaktoren liegen häufig an anderer Stelle: hohe 
Arbeitskosten, steigende Sozialabgaben, Energiekosten, Fachkräftemangel und umfang-
reiche bürokratische Anforderungen. 

Wer profitiert stärker?
Die größten relativen Vorteile dürften Familien mit Kindern haben. Sie profitieren nicht nur 
von der Anpassung des Einkommensteuertarifs, sondern zusätzlich von höherem Kindergeld 
und höheren Kinderfreibeträgen. Damit fällt die Entlastung größer aus als bei 
Alleinstehenden ohne Kinder. Allerdings bleibt auch hier die Größenordnung begrenzt. 

Die Reform verbessert die finanzielle Situation vieler Familien, sie verändert aber nicht 
grundlegend deren Belastung durch hohe Wohnkosten, Sozialabgaben und steigende 
Lebenshaltungskosten.

Die Kritik: Zu wenig Struktur, zu wenig Wirkung
Genau diese Punkte führen zur Kritik von Wirtschafts- und Steuerverbänden. Der Bund der 
Steuerzahler bezeichnet die Reform als zu klein („XXS-Reform“) und kritisiert, dass ein 
erheblicher Teil der Entlastung lediglich den Effekt der kalten Progression ausgleicht. Der 
Abbau der kalten Progression sei keine großzügige Steuerentlastung, sondern die 
notwendige Korrektur eines schleichenden Steueranstiegs.
Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) fordert dagegen seit längerem eine 
umfassendere Unternehmenssteuerreform, bessere Investitionsbedingungen und einen 

konsequenteren Bürokratieabbau. Auch der Deutsche Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK) sowie zahlreiche Wirtschaftsverbände sehen in der Reform keinen ausreichenden 
Beitrag zur Verbesserung der Standortbedingungen. Aus ihrer Sicht bleiben zentrale 
Probleme wie hohe Belastungen für Unternehmen, komplexe Steuerregeln und geringe 
Investitionsanreize ungelöst.

Keine grundlegende Tarifreform
Der Einkommensteuertarif bleibt in seinen Grundzügen unverändert. Zwar werden einzelne 
Eckwerte angepasst, eine grundlegende Neuordnung des Tarifs findet jedoch nicht statt. 
Kritiker bemängeln, dass damit die bekannten Schwächen des deutschen Steuersystems 
bestehen bleiben.

Keine Vereinfachung des Steuerrechts
Ein weiterer Kritikpunkt: Das deutsche Steuerrecht wird durch die Reform kaum einfacher. 
Bestehende Ausnahmen und Detailregelungen bleiben weitgehend bestehen. Für Bürger und 
Unternehmen bedeutet das: Die Steuererklärung wird nicht wesentlich unkomplizierter.

Wissenschaft sieht nur begrenzte Impulse
Auch Wirtschaftsforschungsinstitute bewerten die Reform zurückhaltend. Das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) sieht darin vor allem einen politischen Kompromiss 
mit begrenzter wirtschaftlicher Wirkung. Andere Ökonomen vermissen strukturelle 
Reformen, die Wachstum, Investitionen und Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig stärken 
könnten.

Fazit
Die Reform bringt einzelne steuerliche Verbesserungen. Familien mit Kindern profitieren 
stärker als Alleinstehende, und auch Arbeitnehmer sowie Selbstständige erhalten eine 
gewisse Entlastung, der jedoch der Anstieg anderer Belastungen entgegensteht. Fachleute 
bezweifeln, dass die Maßnahmen den angekündigten Befreiungsschlag für Bürger, 
Unternehmen und den Wirtschaftsstandort Deutschland darstellen. 

Statt einer konsequenten  Neuausrichtung des Steuerrechts handelt es sich eher um eine 
vorsichtige Nachjustierung eines Systems, dessen grundlegende Probleme bestehen bleiben.

Niedersachsens Grundsteuerpragmatismus ist verfassungsgemäß

Mitte Juni 2026 entschied das Niedersächsische Finanzgericht, dass das Niedersächsische Grundsteuergesetz mit dem 

Grundgesetz vereinbar ist. Dem Urteil liegt ein als Musterverfahren geführter Rechtsstreit zugrunde, in dem es um die 

Bewertung eines konkreten Grundstücks nach dem neuen niedersächsischen Grundsteuermodell ging. Die Klage blieb ohne 

Erfolg. Im Kern ging es um die Frage, ob Niedersachsen bei der Ermittlung der Grundsteuer auf ein vergleichsweise einfaches 

Verfahren setzen darf. Das Gericht hält dies für zulässig: Dass bei der Berechnung die von den Gutachterausschüssen ermittelten 

Bodenrichtwerte herangezogen und zugleich durch den sogenannten Lage-Faktor begrenzt werden, sei eine angemessene und 

praktikable Vereinfachung.

Finanzminister Gerald Heere sieht sich damit in der Entscheidung für einen weniger komplizierten Weg gegenüber den 

Regelungen anderer Länder bestätigt. Das Gericht, so Heere, habe den niedersächsischen Mut honoriert, spürbar schlankere 

Regeln als andere Bundesländer zu wagen. Das Modell sei ein gerechter Weg für die Berechnung der Steuer. 

Das niedersächsische sogenannte Flächen-Lage-Modell setzt vorrangig auf etwas, das vergleichsweise leicht festzustellen ist: 

die Größe der Grundstücks- und Gebäudeflächen. Die konkrete Lage eines Grundstücks fließt zwar ebenfalls in die Berechnung 

ein, allerdings nur in moderatem Umfang. Genau darin liegt der wesentliche Unterschied zu den Modellen des Bundes und 

mehrerer anderer Länder, bei denen der Wert des Grundstücks eine wesentlich größere Rolle spielt.

Niedersachsen ist mit diesem Konzept nicht allein. Hessen und Hamburg haben ebenfalls Grundsteuermodelle eingeführt, die 

mit dem niedersächsischen Ansatz vergleichbar sind. Auch dort haben die zuständigen Finanzgerichte die jeweiligen 

Landesgesetze bereits für rechtmäßig befunden.

Endgültig entschieden ist die juristische Auseinandersetzung damit allerdings noch nicht. Die nächste Instanz ist der 

Bundesfinanzhof, und dessen Entscheidungen zu den Grundsteuermodellen stehen noch aus. Das oberste Steuergericht arbeitet 

sich derzeit in einem langwierigen Prozess durch die neuen Grundsteuergesetze und muss jedes Ländermodell einzeln 

bewerten. 

Bis zu einer endgültigen Rechtssicherheit können weitere Jahre vergehen. Bekanntlich ist Politik- und Verwaltungszeit keine 

berechenbare physikalische Größe….

Das Deutsche Steuerzahlerinstitut hat errechnet, dass der 
Steuerzahlergedenktag in diesem Jahr erst auf Montag, 13. Juli 
2026, fiel. „Damit arbeiten die Bürgerinnen und Bürger – rein 
rechnerisch – bis weit über die Jahresmitte hinaus für den Staat. 
Das gesamte Einkommen, das sie bis dahin erwirtschaftet haben, 
geben sie in Form von Steuern und Abgaben an den Staat bzw. 
die öffentlichen Kassen.“ (Zitat Bund der Steuerzahler)

Aufgeschnappt


